THURINGER LANDTAG
8. Wahlperiode

Antrag

der Fraktion Die Linke

Pflegefamilien in Thiiringen unterstiitzen

Der Landtag stellt fest:

1.

Pflegekinder sind infolge der Trennung von ihrer Herkunftsfami-
lie sowie aufgrund maglicher traumatischer Erfahrungen im Alltag
besonderen Belastungen ausgesetzt. Ein sicheres Umfeld fur ihr
Aufwachsen in einer Pflegefamilie ist daher von groRer Bedeu-
tung. Flachendeckende und bedarfsgerechte Beratungs- und Un-
terstitzungsangebote fir Pflegefamilien durch gut aufgestellte
Pflegekinderhilfe sind unerlasslich.

Innerhalb von zehn Jahren ist die Anzahl an Pflegekindern in Thi-
ringen bis zum Jahr 2024 um tber 380 (knapp 25 Prozent) auf
1 933 gestiegen; demgegeniber haben sich die Vermittlungs-
moglichkeiten in Pflegefamilien nicht bedarfsgerecht entwickelt.
Um die Moglichkeiten zur Aufnahme von Pflegekindern zu star-
ken, missen die Rahmenbedingungen flir Pflegefamilien verbes-
sert werden.

Pflegefamilien sind durch die aktuellen Debatten iber Kiirzungen
sozialstaatlicher Leistungen, etwa in der Kinder- und Jugendhil-
fe und der Eingliederungshilfe, verunsichert und belastet. Die ge-
planten Kiirzungen treffen besonders schutzbedurftige Gruppen,
darunter Pflegekinder mit Behinderungen. Haushaltseinsparun-
gen, welche die Bundesregierung erwagt, diirfen nicht zu Las-
ten des wertvollen Beitrags von Pflegefamilien zu einem sicheren
Aufwachsen der Kinder gehen. Kiirzungsdebatten und Vorschla-
ge, wie etwa der Vorrang pauschaler Angebote vor individuellen
Hilfen fir Kinder mit Behinderungen, kénnen zu Benachteiligun-
gen fiihren, Pflegefamilien zusatzlich belasten und dazu beitra-
gen, dass Angst und Unsicherheit Erwachsene von einer poten-
ziellen Pflegeelternschaft abhalten.

Die Pflegekinderhilfe unterliegt der kommunalen Selbstverwaltung
und dadurch lassen sich regionale Unterschiede in der Fachkraf-
teanzahl, der Vergiitung der Fachkrafte, der Qualitat und Quali-
tatssicherung sowie der Beratungs- und Unterstitzungsstruktur
fur Pflegekinder und -eltern feststellen. Das ist eine zusatzliche
Belastung fir Pflegefamilien, die diese Unterschiede im Alltag
ausgleichen missen.
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5. Bereitschaftspflegestellen sind von zentraler Bedeutung fiir eine
schnelle Unterbringung von Pflegekindern in einer Krisensituati-
on. An dem Zustand der Bereitschaftspflege zeigt sich, wie gutin
einer Notlage reagiert werden kann. Die Sicherstellung einer be-
darfsgerechten, ausreichenden Bereitschaftspflege in Thiiringen
ist deshalb unerlasslich.

Il. Die Landesregierung wird aufgefordert,

1. alle zwei Jahre jeweils ein Lagebild fur Pflegekinderhilfe in Thi-
ringen herauszugeben; die Erhebung soll unter anderem die 6rt-
liche Unterstitzungs- und Beratungslandschaft, psychosoziale
Beratungs- und Therapieangebote fiir Pflegekinder, kommunales
Kontingent und Bedarf an Pflegeplatzen, Schulungsmdglichkeiten
fur Pflegeeltern als auch Fachkrafte aus der Pflegekinderhilfe, so-
wie Handlungsvorschlage zur Starkung der Rahmenbedingungen
fur Pflegefamilien abbilden;

2. zur Unterstutzung in Notfallen und fir eine barrierearme Bera-
tung eine dauerhafte ,24/7-Telefonsprechstunde® fur Pflegeel-
tern einzurichten;

3. eine digitale Durchfiihrung des gesetzlich vorgeschriebenen Hil-
feplangesprachs nach § 36 des Achten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB VIII) flaichendeckend in Thiringen anzubieten;

4. analog und digital barrierefreie und mehrsprachige Informations-
materialien insbesondere mit Hilfestellungen und Hinweisen zu
Anlaufstellen und Interessenvertretungen fur Pflegeeltern, regio-
nale Beratungs- und Unterstlitzungsangebote, Kontaktdaten der
Pflegekinderdienste — insbesondere in den Jugendamtern und auf
den landeseigenen Webseiten — zur Verfligung zu stellen;

5. verbindliche Landesmindeststandards flr Schutzkonzepte, die
aus den von der Arbeitsgemeinschaft Vollzeitpflege des Landes-
jugendhilfeausschusses noch zu erarbeitenden Leitlinien, insbe-
sondere zur Erstellung von Schutzkonzepten, abgeleitet werden
sollen, einzuflhren; durch ein regelmafliges Kinderschutzmoni-
toring soll die Einhaltung und mdégliche Weiterentwicklung dieser
Standards geprift werden;

6. die (materiellen, finanziellen, rechtlichen und personellen) Vor-
aussetzungen fir die Einflhrung eines landeseinheitlichen Finan-
zierungsmodells fur eine auskémmliche Finanzierung der Bereit-
schaftspflegestellen zu priifen; Gber das Ergebnis der Priifung soll
der fUr Kinder- und Jugendhilfe zustandige Ausschuss des Land-
tags im zweiten Halbjahr 2027 unterrichtet werden;

7. auf eine regelmaRige Supervision in den Jugendamtern — insbe-
sondere den Pflegekinderdiensten —, die der qualifizierten Fall-
reflexion, der Rollenklarung, dem Schutz von Kindern und Fach-
kraften sowie der Sensibilisierung der Fachkrafte fir die Belange
von Pflegefamilien dient, hinzuwirken; dabei soll auch insbeson-
dere die Bedarfe von vulnerablen Gruppen wie Pflegekindern mit
Behinderungen oder ohne Aufenthaltstitel berticksichtigt werden;

8. blrokratische Hurden in der Zusammenarbeit zwischen Pflege-
kinderhilfe und den Pflegefamilien beziehungsweise Pflegeeltern
abzubauen und die Mitbestimmung der Pflegefamilien in der Zu-
sammenarbeit zu starken;

9. in Zusammenarbeit mit den Kommunen, den Pflegekinderdiens-
ten in den Jugendamtern und freien Tragern sowie den Interes-
senvertretungen von Pflegefamilien in Thiringen ein barrierefreies
digitales Pflegeplatz-Netzwerk fiir Thiringen zu entwickeln, wel-
ches verflugbare Pflegeplatze fir dauerhafte Vollzeitpflege, Kri-
sen- als auch befristete Pflegeverhaltnisse in Thiringen ausweist.
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lll. Die Landesregierung wird aufgefordert, sich im Bundesrat fir die Ein-
fihrung einer gesetzlichen Grundlage zur bundesweiten inklusiven
Pflegekinderhilfe einzusetzen, um eine bedarfsgerechte und biro-
kratiearme Unterstltzung von Pflegekindern mit Behinderungen si-
cherzustellen.

IV. Die Landesregierung wird aufgefordert, sich fur die zeithahe Umset-
zung des Beschlusses des Bundesrats (Drucksache 671/25) ,Ent-
schlielung des Bundesrates ,Elterngeld fiir Pflegeeltern und Betrage
an Preisentwicklung anpassen® einzusetzen. Bis eine bundeseinheit-
liche Regelung geschaffen wird, soll die Landesregierung die Modali-
taten fur eine Umsetzung des im Jahr 2024 in der Freien Hansestadt
Bremen eingeflihrten Modellprojekts fir elterngeldadhnliche Leistun-
gen in H6he von monatlich 850 Euro fur Pflegeeltern in Thiringen

prifen und entsprechend umsetzen.
Begriindung:

Pflegeeltern in Thiringen bieten Kindern und Jugendlichen in heraus-
fordernden Familien- und Lebenssituationen verlassliche Beziehungen,
familiare Kontinuitat und eine bedarfsgerechte Unterstitzung.

Die aktuellen Klrzungsdebatten der Bundesregierung treffen auch Pfle-
gefamilien. Mégliche Einschnitte in den individuellen Rechtsanspriichen
werden die Familien nochmals starker belasten und potenzielle Pflege-
eltern verunsichern und angstigen. Thiringen steht deshalb in der Ver-
antwortung, durch politische MaRnahmen die Situation von Pflegefami-
lien zu verbessern.

Die Rahmenbedingungen, auf die Pflegefamilien in den Kommunen tref-
fen, sind zum Teil sehr unterschiedlich. Um eine bedarfsgerechte Ver-
sorgungslage in ganz Thuringen zu gewahrleisten und Pflegefamilien
zu entlasten, sollen unter anderem eine Notfalltelefonsprechstunde fir
Pflegeeltern, flachendeckende digitale Hilfeplangesprache nach § 36
SGB VIII, verbindliche Landesmindeststandards fur Erarbeitung von
Schutzkonzepten nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch — Kinder-
und Jugendhilfe sowie ein barrierefreies digitales Pflegeplatz-Netzwerk
fur Thuringen eingefihrt werden. Ein regelmafiges Lagebild soll dari-
ber hinaus frihzeitig notwendige Bedarfe offenlegen und Handlungs-
malnahmen benennen.

Fur die Fraktion:

Mitteldorf



	Pflegefamilien in Thüringen unterstützen
	Begründung:


